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WOHNUNGSBAU

Höchster Stand seit
fast 20 Jahren
DerWohnungsbau in Deutsch-
land hat imCorona-Krisen-
jahr 2020 den höchsten Stand
seit 2001 erreicht. Die Zahl
der fertiggestelltenWohnun-
gen erhöhte sich um 4,6 Pro-
zent auf 306 376 Einheiten, teil-
te das Statistische Bundesamt
inWiesbadenmit. Der im Jahr
2011 begonnene Anstieg habe
sich damit weiter fortgesetzt.
Allerdings blieben die Fertig-
stellungenweiter unter der
Zielvorgabe der Bundesregie-
rung von 375000 neuenWoh-
nungen pro Jahr. UmdieWoh-
nungsnot in den Städten zu
bekämpfen,müssen nach Ein-
schätzung von Politik und Bau-
wirtschaft jährlich 350 000 bis
400 000Wohnungen fertig wer-
den. (dpa)

ARBEITSLOSIGKEIT

Häufigster Grund
für Überschuldung
ImCorona-Krisenjahr 2020 ha-
ben 588 000Menschenwegen
finanzieller Probleme die Hilfe
von Schuldner- und Insolvenz-
beratungsstellen in Anspruch
genommen. Das waren etwas
mehr als im Jahr zuvor. Damals
hatten sich 582 000 Privatper-
sonen an die Beratungsstellen
gewandt, berichtete das Statis-
tische Bundesamt. Ob der An-
stieg durch die Corona-Pande-
mie bedingt sei, könne anhand
der Daten nicht ermittelt wer-
den, erklärte die Behörde. Als
häufigsten Grund für Über-
schuldung nannten Betroffe-
ne nach den Angaben Arbeits-
losigkeit (19,7 Prozent), gefolgt
von Erkrankung, Sucht oder
Unfall (16,5 Prozent). (dpa)
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Deutsche Skatbank 2,43* 2,43* 187,60*

PSD RheinNeckarSaar 2,48* 2,48* 191,20*

Sparda-Bank Südwest 2,52* 2,52* 194,44*

DKBDt. Kreditbank 3,19 3,19 245,92

Hypovereinsbank 3,19* 3,19* 245,92*

1822direkt 3,19* 2,99* 245,92*

ING 3,49 3,49 269,32

Degussa Bank 3,70* 3,70* 285,52*

Oyak Anker Bank 3,79* 3,79* 292,36*

Creditplus Bank 3,90* 3,90* 301,00*

Schlechtester Anbieter 8,99* 8,99* 693,76*

Kinderarbeit und Ausbeutung sollen eingedämmt werden

Berlin – Große Unternehmen in
Deutschlandmüssenbald genauer hin-
sehen,wie ihre internationalenZuliefe-
rer arbeiten.UnionundSPDwollen vier
Monate vor der Bundestagswahl doch
noch das umstrittene Gesetz zur Ein-
haltung von Menschenrechten in glo-
balenLieferketten auf denWegbringen:
Sie legten ihren Streit mit einem Kom-
promiss bei. Das Gesetz könnte damit
noch im Juni im Bundestag beschlos-
sen werden.
Ziel ist es, Kinderarbeit, Ausbeutung

und Naturzerstörung bei der globalen
Produktion von Waren einzudämmen.
Unternehmen sollendafür sorgen, dass
es in ihrer gesamten Lieferkette, auch
international, nicht zuVerletzungender
Menschenrechte undUmweltvorgaben
kommt.
„Wir dürfen unseren Wohlstand in

der globalen Wirtschaft nicht auf Kin-
derarbeit und Ausbeutung aufbauen“,
betonte Bundesarbeitsminister Huber-
tus Heil (SPD). Die unternehmerische
Verantwortung für Menschenrechte
ende nicht am Werkstor. Das sei auch
eine Frage des fairenWettbewerbs: Bis-
her seien Unternehmen, die sich frei-
willig für Menschenrechte einsetz-
ten, häufig im Nachteil gegenüber den
„schwarzen Schafen“. „Dieses Gesetz
wird einen Beitrag für eine faire Globa-
lisierung leisten“, betonte Heil.

Die Firmen sollen künftig ihre ge-
samte Lieferkette im Blick haben, aber
abgestuft verantwortlich sein. Wird
einer Firma ein Missstand in der Lie-
ferkette bekannt, soll sie verpflichtet
werden, für Abhilfe zu sorgen. Zudem
sollen Nichtregierungsorganisationen
und Gewerkschaften die Möglichkeit
bekommen, Betroffene vor deutschen
Gerichten zu vertreten. Bisher konnten
Geschädigte nur selbst klagen,was aber
in der Praxis an den Lebensumständen
scheiterte.
Eigentlich sollte das Lieferkettenge-

setz bereits vor zwei Wochen im Bun-
destag beschlossen werden. Es wurde
jedoch von der Tagesordnung gestri-
chen, weil Unionsabgeordnete noch
Diskussionsbedarf zurUnternehmens-
haftung sahen. Nun einigten sich die
Fraktionen laut CSU-Sozialpolitiker

StephanStrackeunter anderemdarauf,
zusätzliche zivilrechtliche Haftungsri-
siken für die Unternehmen gesetzlich
eindeutig auszuschließen.
Außerdem sollen die Sorgfaltspflich-

ten auch für große deutsche Niederlas-
sungen ausländischer Unternehmen
gelten. Die Änderungenmachten deut-
lich, dass von denUnternehmen nichts
rechtlich und tatsächlich Unmögliches
verlangt werden solle, erklärte Unions-
fraktionsvize HermannGröhe.
Damit sich die Firmen auf die neu-

en Vorgaben einstellen können, soll
das Gesetz vom 1. Januar 2023 an gel-
ten, und zwar erst einmal nur fürUnter-
nehmenmitmehr als 3000Mitarbeitern
– von 2024 an dann auch für Unterneh-
men mit mehr als 1000 Mitarbeitern.
Kleinere mittelständische Firmen sind
nicht betroffen.

VON THERES A MÜNCH , DPA

Die große Koalition hat den Streit
über das Lieferkettengesetz bei-
gelegt. Es könnte noch im Juni im
Bundestag beschlossen werden

Das soll das Gesetz möglichst verhindern:
Ein Elfjähriger arbeitet in einer Bernstein-
mine in Mexiko. BILD: DPA

Arenenberg – Dass Urs Müller von
manchenalsApfel-Papst des Schweizer
KantonsThurgaubezeichnetwird,mu-
tet zunächst einmal seltsam an. Denn
eigentlich mag er am liebsten Birnen.
Außerdem sorgte er vor Jahren dafür,
den Obstbauern in der Ostschweiz die
Kirsche schmackhaft zu machen. Mit
Erfolg, denn heute ist der Thurgau mit
einem Marktanteil von 45 Prozent an
der Schweizer Produktion Kirschen-
land. „Den Leuten schmeckt’s eben,
und die Bauern verdienen was dabei“,
sagt der 59-jährige Leiter der Fachstel-
leObstbau imschweizerischenÖrtchen
Arenenberg.
WennMüller von seinemBüro inden

Thurgau blickt, sieht er aber vor allem
eines: Apfel-Streuobstwiesen. Über
HunderteHektar erstrecken sichdie lo-
cker bepflanzten Obstgärten im selbst
ernannten Apfelkanton.
Aus dem benachbarten Deutsch-

land schaut man seit einiger Zeit mit
viel Interesse hinüber in die Schweiz.
In Deutschland sterben nämlich die
Streuobstwiesen. Um bis zu 80 Prozent
sind die Anbauflächen in den vergan-
genen Jahrzehnten zurückgegangen. In
Baden-Württemberg, wo sich die größ-
ten zusammenhängenden Streuobst-
Flächen Westeuropas erhalten haben,
sind seit den 1960er-Jahren 60 Prozent
der Bestände verschwunden. So groß
ist dieMiseremittlerweile, dass dieAp-
felgärten imKoalitionsvertrag der neu-
en grün-schwarzen Landesregierung
gleich mehrfach erwähnt werden. Für
das Bundesland sind sie so stilprägend
wie der Steillagenweinbau am Neckar
oder die Wacholderwiesen der Schwä-
bischenAlb. Ein Rezept, demSchwund
Einhalt zu gebieten, hat man in Baden-
Württemberg aber nicht.
Hat es die Schweiz? „Auch wir ha-

benunsere Probleme imObstbau“, sagt
Berufs-Pomologe Müller. Ganz so tief-
greifend wie in Deutschland seien die-
se aber nicht. ImThurgau, in dem jeder
zweite Apfel der Schweiz geerntet wird
und das zusammen mit dem benach-
barten Kanton St. Gallen 80 Prozent

des Mostobstbedarfs der Eidgenossen-
schaft deckt, sterben die Streuobstwie-
sen nicht. Die Flächen sind mehr ober
weniger konstant. Ihr Bestand pendelt
nach Daten der Staatskanzlei Thur-
gau seit Jahren zwischen 220 000 und
230 000 Hochstamm-Bäumen. Auf je-
den Thurgauer kommt damit gut ein
großer Apfelbaum. Ein Wert, den Ba-
den-Württemberg weit verfehlt.
Das Geheimnis, wie die Schweiz ihre

Kulturlandschaft bewahrt, liegt in einer
Mischung aus hohen Erzeugerpreisen
und üppiger staatlicher Förderung.
Für jeden Hochstamm-Apfelbaum er-
halten die eidgenössischen Bauern pro
Jahr eine staatliche Grundförderung
von 13,50 Schweizer Franken (SFr).
Wenn alle Zuschüsse angezapft wür-
den, könne dieser Betrag leicht auf 40
bis 50 SFr steigen, sagt Obstbauexper-
te Müller. In normalen Erntejahren kä-
men dazu 32 SFr pro hundert Kilo Äp-
fel, die die Keltereien den Landwirten
auszahlten. Rechnet man beides zu-

sammen, kommt man ziemlich genau
auf jenenBetrag, denwissenschaftliche
Studien als magische Gewinnschwelle
ausweisen, ab der sich der Obstanbau
inder Schweiz lohnt. Sie liege bei 85 SFr
pro Baum und Jahr, sagt Obstbauleiter
Müller. Umgerechnet sind das etwa
77,50 Euro.
Davon können Obstbauern und pri-

vate Obstwiesenbesitzer auf deutscher
Seite nur träumen. Die zentralen För-
derinstrumente hier sind ein Baum-
schnitt-Zuschuss von 15 Euro pro
Baum,der zweimal in fünf Jahrenbeim
Land Baden-Württemberg beantragt
werden kann, sowie jährlich 2,50 Euro
proHochstammund Jahr für dieGrün-
landpflege.Wer gewöhnlichesMostobst
bei einem Saftbetrieb abgibt, erhält je
nach Ernte zwischen meist fünf und

zehnEuropro 100Kilogramm.FürBio-
Mostobst gibt es nach Daten der deut-
schen Fruchtsaftindustrie im langjäh-
rigen Mittel knapp 22 Euro. In Summe
ergeben sichdennoch selbst bei günsti-
genAusgangsbedingungenBeträge, die
weit vom Schweizer Standard entfernt
sind. Selbst wennmandas deutlich hö-
here Preisniveau jenseits des Rheins
einrechnet.

Schweizer Bauern unzufrieden
Ueli Bleiker, Chef des kantonalenLand-
wirtschaftsamts im Thurgau, sagt, die
Höhe der Förderung sei in der Schweiz
maßgeblich für die stabile Entwicklung
der Obst-Flächen. Die 2,50 Euro, die in
Deutschland für die Wiesenpflege ge-
zahltwürden, lächelt erweg. SolcheBe-
träge würden in der Schweiz nicht ein-
mal wahrgenommen.
Tatsächlich kommt aber einWeiteres

hinzu. Das Zusammenspiel zwischen
Obstbauernundderweiterverarbeiten-
den Industrie, insbesonderedenMoste-
reien, sei gut.Mit denFirmenMöhl und
Ramseier finden sich die beiden größ-
ten Saft- und Konzentrat-Produzenten
der Schweiz mitten im Thurgau. „Die
Wege sind kurz, die Qualität stimmt,
die Zusammenarbeit ist partnerschaft-
lich“, sagt Bleiker.
In Deutschland hat die Beziehung

zwischen Erzeugern und Weiterver-
arbeitern indes einen Knacks bekom-
men. Kurz vor Weihnachten 2020 kün-
digten zwei in Baden-Württemberg
ansässige Groß-Mostereien innerhalb
weniger TageTausenden,meist kleinen
Bio-Mostobst-Lieferanten, mit Verweis
auf sinkende Marktpreise ihre Verträ-
ge und boten deutlich schlechtere Ab-
nahme-Konditionenan. Seitdem ist die
Branche in Aufruhr. Von Partnerschaft
ist nicht mehr viel übrig. Mittlerweile
prüft sogar das Bonner Bundeskartell-
amt den Vorgang. Der Verdacht lautet
auf Absprachen und Wettbewerbsver-
zerrung.
Aber auch in der Schweiz ist das Kli-

ma im Obstgeschäft rauer geworden.
Hohe Ernten und Absatzprobleme in
Folge vonCorona haben dasObstange-
bot anschwellen lassen. Die Safttanks
der Mostereien sind berstend voll. Ak-

tuell habe man ein bis zwei Jahrespro-
duktionen zu vielMenge imMarkt, sagt
Obst-Fachmann Müller. Um die Nach-
frage zu decken, bräuchte man 2021
eigentlich gar keine Ernte mehr. Für
die Obstbauern bedeutet das massive
Abschläge vomnormal üblichen Apfel-
preis. „Auchbei uns gehendie Erzeuger
gerade auf dieBarrikaden“, sagtMüller.
Die Chancen, dass sich die Lage wie-

der entspannt, sindmau.Experten spre-
chen auch in der Schweiz von struktu-
rellen Überschüssen im Saft-Geschäft.
Sie abzubauen,wirdZeit dauern. Zumal
sichdasVerbraucherverhalten, ähnlich
wie inDeutschland, eherweg vonApfel-
Getränkenundhin zuden immer zahl-
reicheren Alternativen entwickelt. Die
Schweiz, die ihren Heimatmarkt auch
imObstsaftbereich nach außen hin ab-
schirmt, brauche neue Absatzmärkte,
sagtMüller.
ImMoment versucht Bernmit entlas-

tendenMaßnahmengegenzuhalten. So
zahlt man Zuschüsse, um Säfte in Es-
sig umzuarbeiten. Zumindest für Tafel-
obst bestehen zudem Importbeschrän-
kungen. Sollte das alles nichts nützen,
sieht ExperteMüller schwarz. „Ichweiß
nicht, wie der Thurgau dann in 20 Jah-
ren aussieht“, sagt er. Wahrscheinlich
mit deutlich weniger Obstbäumen.“

„Die Höhe der Förderung bestimmt
maßgeblich die stabile Entwicklung
der Obst-Flächen in der Schweiz.“

Ueli Bleiker, Landwirtschaftsamts-Chef
Kanton Thurgau

Saft ist nicht Saft
Wer in der Schweiz
Saft kauft, erhält
nicht unbedingt,
was er als Deut-
scher erwartet.
Anders als hier-

zulande enthält Saft in der Schweiz
nämlich mitunter Alkohol, meist etwa
fünf Prozent. Geschmacklich entspricht
der Schweizer Saft damit eher fran-
zösischem Cidre, deutschem Most,
Apfelwein oder Äppler. Alkoholfreien
Saft gibt es aber auch. Dann wird das
Getränk jedoch meist mit dem Namens-
zusatz der darin enthaltenen Frucht
vermarktet, also als Apfel-, Kirsch- oder
Birnensaft. (wro)

VON WALTHER ROSENBERGER
walther.rosenberger@suedkurier.de

Im Land, in dem die
Apfelbäume blühen
➤ In Deutschland sterben die Streuobstwiesen, in der Schweiz nicht
➤Was macht unser Nachbarland anders und welche Probleme gibt es?
➤ Ein Besuch im Apfelkanton Thurgau

Wenige ken-
nen sich mit
dem Obstbau
im Thurgau so
gut aus wie er:

Urs Müller leitet
die Fachstel-
le Obstbau im

schweizerischen
Örtchen Arenen-
berg, nahe des
Bodensees. BILD:

ROSENBERGER
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